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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 13 R 15/12 B 
 
L 7 R 139/10 (LSG Mecklenburg-Vorpommern) 
S 12 R 364/08 (SG Stralsund) 
 
 
 
……………………….., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………….., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Nord, 
Platanenstraße 43, 17033 Neubrandenburg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 26. März 2012 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  S t e i n w e d e l  ,   den Richter   K a l t e n s t e i n  

und die Richterin   Dr.  O p p e r m a n n  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Mecklenburg-Vorpommern vom 23. November 2011 wird als 

unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtli-

chen Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 23.11.2011 hat das LSG Mecklenburg-Vorpommern einen Anspruch des Klägers 

auf Rente wegen Erwerbsminderung verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger beim BSG Beschwerde 

eingelegt. Er beruft sich auf die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache und Verfahrensfeh-

ler. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig. Seine Begründung vom 5.1.2012 

genügt den gesetzlichen Anforderungen nicht, weil die geltend gemachten Zulassungsgründe 

der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG) und eines Verfah-

rensmangels (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG) nicht ordnungsgemäß dargetan worden sind (vgl § 160a 

Abs 2 S 3 SGG). 

 

Grundsätzlich bedeutsam iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG ist eine Rechtssache nur dann, wenn 

sie eine Rechtsfrage aufwirft, die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit 

oder der Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig 

ist. Der Beschwerdeführer muss daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksich-

tigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass 

diese Rechtsfragen noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus 

Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts erforderlich ist und dass das 

angestrebte Revisionsverfahren eine derartige Klärung erwarten lässt. Um seiner 

Darlegungspflicht (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) zu genügen, muss ein Beschwerdeführer mithin 

(1) eine konkrete Rechtsfrage, (2) ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, (3) ihre (konkrete) 

Klärungsfähigkeit (Entscheidungserheblichkeit) und (4) die über den Einzelfall hinausgehende 

Bedeutung der von ihm angestrebten Entscheidung (sog Breitenwirkung) aufzeigen (vgl zum 

Ganzen BSG vom 25.9.2002 - SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN). Diesen Anforderungen 

wird die Beschwerdebegründung nicht ansatzweise gerecht. 

 

Denn der Kläger benennt bereits keine konkrete Rechtsfrage, die im vorgenannten Sinne 

grundsätzlich bedeutsam sein könnte. Es ist nicht Aufgabe des BSG als Beschwerdegericht, 

aus dem klägerischen Vortrag eine entsprechende Rechtsfrage "herauszufiltern". 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel iS von 

§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG vorliege, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne, 

müssen für die Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) die den 

Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. 

Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG 

- ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht - auf dem Mangel beruhen kann, also die 
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Möglichkeit einer Beeinflussung der Entscheidung besteht. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 

SGG kann der geltend gemachte Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 

128 Abs 1 S 1 SGG und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich 

auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

Diesen Vorgaben an die Bezeichnung eines Verfahrensmangels wird die 

Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Sofern der Kläger sich in seinem "Recht auf Anhörung" und damit (sinngemäß) in seinem An-

spruch auf rechtliches Gehör (§ 62, § 128 Abs 2 SGG, Art 103 Abs 1 GG) verletzt sieht, da er 

erst im Termin zur mündlichen Verhandlung am 23.11.2011 Kenntnis von der Stellungnahme 

der dort vom LSG gehörten berufskundlichen Sachverständigen erhalten habe, hat er einen Ge-

hörsverstoß nicht schlüssig bezeichnet. Denn aus seinem Vorbringen ergibt sich nicht, dass 

seine Prozessbevollmächtigte vom LSG gehindert worden oder nicht in der Lage gewesen 

wäre, sich zur Stellungnahme der berufskundlichen Sachverständigen zu äußern und 

diesbezügliche Einwände vorzutragen. Überdies hätte sich die Prozessbevollmächtigte durch 

das Stellen eines Vertagungsantrags (§ 202 SGG iVm § 227 Abs 1 ZPO) die nach ihrem 

Dafürhalten notwendige Frist für eine entsprechende Stellungnahme verschaffen können (vgl 

BSG vom 22.8.2000 - SozR 3-1500 § 128 Nr 14 S 28; Senatsbeschluss vom 5.5.2009 - B 13 R 

535/08 B - juris RdNr 9). Der Kläger hat aber weder vorgetragen, einen solchen Antrag gestellt 

zu haben, noch dass das LSG ihn an der Wahrnehmung seiner prozessualen Rechte gehindert 

hätte. Eine Gehörsrüge ist aber nur dann in zulässiger Weise erhoben, wenn der 

Beschwerdeführer darlegt, seinerseits alles getan zu haben, um sich rechtliches Gehör zu ver-

schaffen (BSG vom 19.3.1991 - BSGE 68, 205, 210 = SozR 3-2200 § 667 Nr 1 S 6; Senatsbe-

schluss vom 20.1.1998 - SozR 3-1500 § 160 Nr 22 S 35). Daran fehlt es hier. 

 

Der Kläger rügt weiter einen Verstoß des LSG gegen sein "Recht auf umfassende Sachaufklä-

rung" (§ 103 SGG). Eine solche Sachaufklärungsrüge setzt aber gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 

Halbs 2 SGG voraus, dass der Kläger einen Beweisantrag bezeichnet, dem das LSG ohne hin-

reichende Begründung nicht gefolgt ist. Einen entsprechenden Vortrag enthält die Beschwerde-

begründung nicht (zu den weiteren Darlegungsanforderungen: Senatsbeschluss vom 

12.12.2003 - SozR 4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 5 mwN). Dass eine Nichtzulassungsbeschwerde 

nicht auf eine Verletzung des § 109 SGG gestützt werden kann, ergibt sich ebenfalls aus § 160 

Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen 

Beschwerde erfolgt gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 SGG iVm § 169 S 2 und 3 SGG durch 

Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter. 
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Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung von § 193 Abs 1 SGG. 
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